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Sitzungsort:  Dr. Franz-Schütz-Platz 1, 40667 Meerbusch-Büderich, Sitzungssaal  
 
Beginn der Sitzung:  17:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 18:11 Uhr 
 
Anwesend:  
 
Vorsitzender 
Herr Herbert Becker Ratsmitglied  

 
von der CDU-Fraktion 
Herr Werner Damblon Ratsmitglied  

Frau Marlis Docktor Ratsmitglied  

Frau Marlies Homuth-Kenklies Ratsmitglied  

Herr Daniel Meffert Ratsmitglied  

Herr Bernd Parys Ratsmitglied  

Herr Gerd van Vreden Ratsmitglied  

Herr Uwe Wehrspohn Ratsmitglied  

 
von der SPD-Fraktion 
Herr Dirk Banse Ratsmitglied Vertretung für Frau Margret Abbing 

Herr Michael Billen Ratsmitglied  

Frau Heidemarie Niegeloh Ratsmitglied  

 
von der FDP-Fraktion 
Herr Michael Bertholdt Ratsmitglied  

Herr Klaus Rettig Ratsmitglied  

 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Frau Barbara Neukirchen Ratsmitglied  

Frau Dr. Karen Schomberg Ratsmitglied  

 
von der UWG-Fraktion 
Herr Wolfgang Müller Ratsmitglied  

 
von der Fraktion DIE LINKE und Piraten 
Herr Gerd Dieter Hünseler Ratsmitglied Vertretung für Herrn Marc Becker 

 
von der Verwaltung 
Frau Angelika Mielke-Westerlage Bürgermeisterin  

Herr Helmut Fiebig Stadtkämmerer  

Herr Jens Kox Service Finanzen  

Herr Thomas Fox Bereichsleiter  
Rechnungsprüfungsamt 

 

Herr Uwe Blitz Rechnungsprüfungsamt  

Frau Beate Watton Rechnungsprüfungsamt  

 
Schriftführer 
Herr André Pescher Rechnungsprüfungsamt  
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es fehlen: 

 
von der SPD-Fraktion 
Frau Margret Abbing Ratsmitglied  

 
von der Fraktion DIE LINKE und Piraten 
Herr Marc Becker Ratsmitglied  
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Vor Eintritt in die Tagesordnung begrüßt der Ausschussvorsitzende, Ratsherr Becker, die Anwesen-
den und stellt fest, dass form- und fristgerecht eingeladen worden ist.  
 
 

Öffentliche Sitzung  
 
1 Einwohnerfragestunde 

   
 

 
keine Wortmeldung 
 
  
2 Bestellung eines stellvertretenden Schriftführers 

Vorlage: RPA/0718/2017 
   
 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss beschließt, Herrn Uwe Blitz zum stellvertretenden Schriftführer für 
die Niederschriften über die Sitzungen des Rechnungsprüfungsausschusses zu bestellen. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
 Einstimmig beschlossen 

 
 
Sachverhalt: 
 

 
Gemäß § 52 Abs 1 in Verbindung mit § 58 Abs. 2 GO NRW hat der Rechnungsprüfungsausschuss 
einen Schriftführer für die Niederschriften über die Sitzungen des Rechnungsprüfungsausschusses zu 
bestellen. 
 
 
  
3 Jahresabschluss 2016 

   
 

 
3.1 Prüfung des Jahresabschlusses der Stadt Meerbusch zum 31.12.2016 

Vorlage: RPA/0719/2017 
   
 

Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Rechnungsprüfungsausschuss beschließt auf Empfehlung des Rechnungsprüfungsamtes: 
 

1.1 Der Rechnungsprüfungsausschuss macht sich den Bericht des Rechnungsprüfungsamtes 
über die Prüfung des Jahresabschlusses 2016 einschließlich des Anhangs mit den Ergän-
zungen des Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses zu Eigen. 

 
 
 Abstimmungsergebnis: 
 
 Einstimmig beschlossen 
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1.2 Der Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses kann nunmehr gem. § 101 Abs. 7 

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) folgenden Bestätigungsvermerk un-
terschreiben: 

 
Der Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt Meerbusch hat den Entwurf des Jahresab-
schlusses 2016, bestehend aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und den Teil-
rechnungen sowie der Bilanz und dem Anhang nach § 101 i.V.m.  § 95 GO NRW unter 
Einbeziehung der Buchführung, der Inventur, des Inventars, der Übersicht über örtlich 
festgelegten Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände und des Lageberichts geprüft. 
In die Prüfung sind die haushaltsrechtlichen Vorschriften, die Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr sowie ergänzende Regelungen von örtlichen Satzungen und sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen, soweit sich diese auf die gemeindliche Haushaltswirt-
schaft beziehen, einbezogen worden. Die Prüfung wurde so geplant und durchgeführt, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und durch den 
Lagebericht zu ermittelnden Bildes der Vermögens- Schulden-, Ertrags- und Finanzlage 
der Stadt Meerbusch wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden 
konnten. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen sind die Kenntnisse über die Ver-
waltungstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt Meer-
busch sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt worden. Im Rahmen 
der Prüfung wurden die Nachweise für die Angaben in Buchführung, Inventar, Übersicht 
über örtlich festgesetzte Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
 
Die Prüfung des am 28.09.2017 im Rat eingebrachten Entwurfs des Jahresabschlusses 
2016 hat dazu geführt, dass am 04.04.2018 von der Verwaltung ein überarbeiteter Ent-
wurf des Jahresabschlusses 2016 mit der Berücksichtigung der meisten Prüfungser-
kenntnisse vorgelegt wurde. 
 
Der Jahresabschluss 2016 vermittelt nunmehr unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Stadt Meerbusch. Der Lagebericht 
steht im Einklang mit dem Jahresabschluss und vermittelt insgesamt ebenfalls ein zutref-
fendes Bild von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Stadt Meer-
busch. In diesem Bericht werden die Chancen und Risiken der zukünftigen wirtschaftli-
chen Entwicklung der Stadt Meerbusch zutreffend dargestellt. 
 
Aufgrund des Prüfungsergebnisses kann der Bestätigungsvermerk ohne Einschränkung 
erteilt werden. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
 Einstimmig beschlossen 
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2. Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt dem Rat, den vom Stadtkämmerer aufge-

stellten und von der Bürgermeisterin bestätigten Entwurf des Jahresabschlusses 2016 in 
der Fassung vom 04.04.2018 gem. § 96 GO NRW festzustellen. 

 
Der Jahresabschluss weist folgende Werte aus: 
 
 
Bilanzsumme: 
 

Aktiva Passiva 

575.215.098,34 € 575.215.098,34 € 

 
 
Ergebnisrechnung: 
 

Erträge Aufwendungen Fehlbetrag 

149.503.263,19 € 151.118.383,20 € 1.615.120,01 € 

 
 
Finanzrechnung: 
 

Einzahlungen Auszahlungen Veränderung eigener 
Finanzmittel 

151.752.438,88 € 157.317.101,12 € 5.564.662,24 € 

 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
 Einstimmig beschlossen 
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3. Gleichzeitig empfiehlt der Rechnungsprüfungsausschuss den Mitgliedern des Rates, der 

Bürgermeisterin Entlastung zu erteilen. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
  

 Ja Nein Enthaltungen 

CDU 8   

SPD 3   

FDP   2 

Bündnis 90/Die Grünen 2   

Die Linke/Piratenpartei 1   

UWG 1   

    

Gesamt: 15  2 

 
 
 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Ausschussvorsitzende, Ratsherr Becker, dankt zunächst allen Mitarbeitern, die mit der Erstellung 
und Prüfung des Jahresabschlusses befasst waren für die geleistete Arbeit. Er erläutert, dass die Sit-
zung zum Jahresabschluss 2016 erst jetzt stattfindet, da der Jahresabschluss mehrfach zu überarbei-
ten war. Sodann bittet er den Leiter des Rechnungsprüfungsamtes, Herrn Fox, die Prüfung des Jah-
resabschlusses zu erläutern.  
Herr Fox weist daraufhin, dass die Prüfung des Jahresabschlusses 2016 in Zusammenhang mit der 
Prüfung der Abschlüsse 2014 und 2015 zu sehen sei. Diese Abschlüsse konnten gemäß der Erleichte-
rungsregelung des 1. Gesetzes zur Weiterentwicklung des neuen kommunalen Finanzmanagements 
für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land NRW (Art. 8 § 4 NKFWG) im vereinfachten Verfah-
ren aufgestellt und geprüft werden. Der Abschluss 2016 wurde daher etwas umfangreicher und im 
Bereich der Rückstellungsbildung und Rechnungsabgrenzung einer intensiveren Prüfung unterzogen. 
Zudem sollten aufgrund des Termindrucks entstandene mögliche Fehlerquellen durch die Umstellung 
der Finanzsoftware auf SAP aufgezeigt und korrigiert werden. Der Jahresabschluss 2016 wurde am 
28.09.2017 dem Rat der Stadt Meerbusch zugeleitet. Bereits ab Februar 2017 wurde dieser beglei-
tend durch das Rechnungsprüfungsamt geprüft. Im November 2017 zeigte die Prüfung, dass Korrek-
turen und Nachbesserungen am Jahresabschluss notwendig waren, die der Kämmerer in einer über-
arbeiteten Entwurfsfassung berücksichtigte und dem Ausschussvorsitzenden sowie dem Rechnungs-
prüfungsamt am 01.03.2018 vorlegte. Nach der abschließenden Prüfung konnte die Bürgermeisterin 
am 04.04.2018 die überarbeitete, endgültige Fassung des Jahresabschlusses mit dem Bestätigungs-
vermerk versehen. Diese Fassung des Jahresabschlusses 2016 ist Grundlage für den Prüfungsbericht 
und die gem. § 96 GO NRW vorgesehene Feststellung des Jahresabschlusses 2016 im Rat.  
 
Ratsherr Müller bittet um Auskunft, welche Beanstandung nicht ausgeräumt worden sei. Herr Fox 
erläutert, dass der Jahresabschluss gemäß § 95 Abs. 3 der GO NRW innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf des Haushaltsjahres dem Rat zur Feststellung zuzuleiten sei. Diese Frist wurde erheblich 
überschritten.  
  
Ratsherrn Rettig und Ratsherrn Müller ist aufgefallen, dass der Bericht des Rechnungsprüfungsamtes 
unter anderem eine deutliche Kritik am internen Kontrollsystem (IKS) im Service Finanzen enthält. 
Herr Fox erklärt, dass das IKS im Service Finanzen zwar schon seit einiger Zeit bestehe, aber nicht 
umfassend sei. Eine Erweiterung des IKS ist wünschens- und empfehlenswert, um Fehler frühzeitig 
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erkennen und vermeiden zu können. Je sicherer das interne Kontrollsystem ausgestaltet ist, desto 
geringer fällt auch der benötigte Prüfungsaufwand aus.  
Ferner kritisiert Ratsherr Rettig, dass ohne die pünktliche Vorlage des Jahresabschlusses Ist-Vergleiche 
im Rahmen der Haushaltsberatungen nicht möglich seien.  
Ratsherr Müller regt an, dass das IKS nach seiner Vervollständigung im Ausschuss durch den Service 
Finanzen vorgestellt werde. 
 
Weiter bittet Herr Rettig um Informationen zum passiven Rechnungsabgrenzungsposten der unge-
klärten Einzahlungen, der in 2016 nicht aufgelöst wurde. Herr Blitz erläutert, dass es sich um einen 
Abgrenzungsposten handele, der für nicht zuordenbare Einzahlungen im alten KIRP-System gebildet 
wurde und nach der Migration der Daten ins neue SAP-System hätte aufgelöst werden müssen. Die-
se Auflösung ist unterblieben und wird durch eine ergebnisneutrale Buchung im Jahresabschluss 
2017 nachgeholt.  
 
Ratsfrau Dr. Schomberg bitte um Erläuterung zur Anmerkung im Prüfbericht bezüglich Ertragsbu-
chungen der unbegleiteten minderjährigen Ausländer. Herr Blitz erklärt, dass für die Unterbringung 
und Betreuung dieser Personengruppe vom Land NRW Beträge zu erstatten sind. Bei Erträgen greift 
das Realisationsprinzip, d.h. diese können erst gebucht werden, wenn diese realisiert wurden. Bei der 
Erstattung für diese Kosten wären hierzu Bescheide des Landes notwendig. Diese lagen aber zum 
Zeitpunkt der Ertragsbuchung nicht oder nur in wenigen Fällen vor.  
Stadtkämmerer Fiebig erwidert, dass er die Beträge beim Land eingefordert und auch gebucht habe, 
da das Land nur aufgrund fehlender Haushaltsmittel in 2016 nicht geleistet habe, dies aber hätte 
leisten müssen. Letztendlich seien die meisten Erstattungen im Jahr 2017 eingegangen. 
Ratsherr Damblon bemerkt, dass solche Sachverhalte im Lagebericht erläutert werden sollten. 
Weiter bittet Frau Dr. Schomberg um Darlegung des Sachverhaltes bezüglich der im Bericht erwähn-
ten fehlerhaften Mahnungen und Vollstreckungsandrohungen. Herr Blitz legt dar, dass es sich um 
Mahnungen an nichtrechtsfähige Personenvereinigungen, wie z.B. Wohneigentümergemeinschaften 
oder Gesellschaften bürgerlichen Rechts, handeln würde, die Zahlvertreter benannt hätten. Der Ser-
vice Finanzen mahne diese Vertreter, obwohl eine Mahnung rechtswirksam nur an die Vollstre-
ckungsschuldner erfolgen könne. Herr Fiebig räumt dies ein, dennoch werde im automatisierten Ver-
fahren zunächst der Zahlvertreter gemahnt, obwohl die Vollstreckung nicht durchsetzbar wäre. In 
vielen Fällen würde daraufhin eine Zahlung erfolgen. Wenn nach der Mahnung an den Vertreter 
keine Zahlung erfolge, würde daraufhin der Vollstreckungsschuldner gemahnt. 
Ratsfrau Dr.Schomberg hält eine Information des Ausschusses über die Kreditverbindlichkeiten bei 
den verschiedenen Banken für wünschenswert. Herr Fiebig bietet eine solche Liste der Gläubigerban-
ken im Rahmen einer nichtöffentlichen Ausschusssitzung an.  
 
Ratsherr Becker weist auf die Darstellung negativer Beträge in der Teilfinanzrechnung hin. Diese soll-
ten unbedingt durch vollständige Abschlussbuchungen bis zum 31.03. des Folgejahres vermieden 
werden. 
Zur Zulässigkeit dieser Negativbeträge gibt es diverse Gutachten, die sich im Ergebnis widersprechen. 
Das vom Service Finanzen in Auftrag gegebene Gutachten der RSM Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
hält dies zwar in Bezug auf ungeklärte Einzahlungen zum Abschlussstichtag für zulässig, regt jedoch 
an, diese im Rahmen der Abschlussbuchungen bis zum 31.03. des Folgejahres auszuräumen. 
 
Bezüglich der Abstimmung zur Entlastung der Bürgermeisterin gibt Ratsherr Rettig an, sich enthalten 
zu haben, da noch Kritikpunkte im Abschluss bestünden.  
Ratsherr Damblon merkt an, dass die Aussagekraft des Abschlusses nicht beeinträchtigt sei und er 
deshalb eine Versagung der Entlastung für unangemessen halte. 
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3.2 Veränderungen des Jahresabschlusses 2016 im Rahmen der Prüfung 

Vorlage: SFI/0238/2018 
   
 

 
Der Ausschuss nimmt die Informationsvorlage zur Kenntnis. 
 
 
  
4 Bericht der Verwaltung/Beschlusskontrolle 

   
 

 
 
Keine Wortmeldungen 
 
  
5 Termin der nächsten Sitzung 

   
 

 
Die nächsten Sitzungen sind laut Langzeitplan für den 20.06.2018 und den 05.12.2018 vorgesehen. 
Am 20.06.2018 findet jedoch auch eine Sitzung des wbm-Aufsichtsrates statt. Ratsherr Becker erläu-
tert, dass der Jahresabschluss 2017 zunächst in den Rat eingebracht werden müsse. Es ist nicht da-
mit zu rechnen dass bis zum 20.06.2018 ein geprüfter Jahresabschluss 2017 beraten werden kann. 
Ein Ersatztermin für den 20.06.2018 wird entsprechend abgestimmt und mitgeteilt. 
 
 
  
6 Verschiedenes 

   
 

 
Herr Fox erläutert, dass der Gesamtabschluss in den letzten Jahren durch die Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft RSM geprüft wurde. Diese hat aber auch zuletzt diverse Aufträge durch den Service Finan-
zen erhalten. Der Ausschussvorsitzende erklärt, dass sie daher nicht mehr beauftragt werden kann. 
Herr Fox stellt dar, dass im Wettbewerb eine neue Prüfungsgesellschaft ermittelt wird. Im Haushalt 
seien hierfür 10.000,- € veranschlagt, 
 
Ratsherr Becker verweist auf einen Artikel aus der Tagespresse, wonach die Kommunen hohe Über-
schüsse erwirtschaftet hätten. Er bittet um Auskunft welche Städte dies denn sein könnten. Die Bür-
germeisterin weist daraufhin, dass dies offenbar Städte in anderen Bundesländern als NRW sind. 
 
 
 
 
Meerbusch, den 30. April 2018 
 
 
 
 
______________________________ ______________________________ 
Herbert Becker 
Ausschussvorsitzender 
 

André Pescher 
Schriftführer/in 
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